
BZB: Das Gesetz sieht einen Abschlag 
auf die Grundlohnrate von einem Pro-
zentpunkt vor. Was heißt das für die 
bayerischen Vertragszahnärzte?
Schott: Die KZVB hat 2025 rund drei Mil-
liarden Euro an die bayerischen Vertrags-
zahnärzte ausbezahlt. Unabhängig davon, 
wie sich die Grundlohnsumme entwickelt, 
gehen uns 2027 also 30 Millionen Euro 
verloren. Das ist basiswirksam und setzt 
sich 2028 und 2029 fort. Durch das Mora-
torium stehen bis 2029 also fast 180 Mil-
lionen Euro weniger für die zahnmedizini-
sche Versorgung zur Verfügung.

BZB: Immerhin gibt es keine Kürzun-
gen …
Schott: Kaufkraftbereinigt sind das na-
türlich sehr wohl Kürzungen. Löhne und 
Gehälter, Praxis- und Materialkosten oder 
Mieten werden stärker steigen als das Ho-
norar für vertragszahnärztliche Leistun-
gen. Also erleiden wir durch das Gesetz 
Einkommensverluste.

BZB: Welche Folgen befürchten Sie 
dadurch?
Teichmann: Politik ist immer auch Psy-
chologie. Das Gesetz kommt zu einer denk-
bar ungünstigen Zeit. In den kommenden 
fünf Jahren wird ein Viertel der nieder-
gelassenen Zahnärzte das Ruhestands-
alter erreichen. Schon jetzt ist es extrem 
schwer, Nachfolger für Alterspraxen zu 
� nden – vor allem im ländlichen Raum. 
Ich gehe davon aus, dass die Niederlas-
sungsbereitschaft weiter sinken wird. Als 
Angestellter bin ich der Willkür des Ge-

setzgebers viel weniger ausgesetzt als in 
der eigenen Praxis.

BZB: Was verstehen Sie unter Willkür?
Teichmann: Das deutsche Gesundheits-
wesen hatte schon immer sozialistische 
Züge. Wir dürfen die Preise für unsere 
Leistungen nicht selbst festlegen, unter-
liegen dem Wirtschaftlichkeitsgebot und 
einer strikten Budgetierung. Was mich 
am allermeisten ärgert: Die von Warken 
eingesetzte FinanzKommission hat aus-
drücklich festgestellt, dass die Zahn-
medizin nicht zu den Kostentreibern im 
Gesundheitssystem gehört. Unser Anteil 
an den GKV-Gesamtausgaben geht seit 
Jahren zurück. Das liegt vor allem an den 
Erfolgen bei der Verbesserung der Mund-
gesundheit. Aber statt gezielt in den Sek-
toren zu sparen, die die höchsten Kosten 
verursachen, fährt die Politik einmal mehr 
mit dem Rasenmäher über das GKV-
System. Geradezu zynisch � nde ich es, 
wenn man unsere Präventionserfolge als 
Argument dafür nimmt, die Festzuschüsse 
für Zahnersatz zu reduzieren. Alle reden 
von Prävention, aber kosten soll sie bitte 
nichts.

Kober: Dem kann ich mich nur anschlie-
ßen. Wenn sich die Versorgungslandschaft 
im ländlichen Raum weiter ausdünnt und 
Millionen von Patienten der Zugang zur 
zahnärztlichen Versorgung erschwert wird, 
hat das dramatische Folgen für die Mund-
gesundheit. Nicht alle Patienten sind
mobil. Gerade im ländlichen Raum leben 
viele hochbetagte Patienten, die auf Un-

terstützung und einen Transport für den 
Zahnarztbesuch angewiesen sind. Das 
Praxissterben wird auch massive Auswir-
kungen auf die aufsuchende Betreuung 
haben. Investoren-MVZ werden nicht in 
die P� egeheime gehen! Ich befürchte, dass 
unsere Präventionserfolge binnen kürzes-
ter Zeit zunichte gemacht werden – zu-
mindest außerhalb der städtischen Bal-
lungsräume.

BZB: Was sagen Sie dazu, dass kiefer-
orthopädische Leistungen künftig nur 
noch von Fachzahnärzten abgerech-
net werden dürfen?
Kober: Auch das ist ein Beispiel für Will-
kür! Anders als in der Humanmedizin gibt 
es bei den Zahnärzten bislang keinen 
Facharztvorbehalt. Wir lernen im Studium 
das gesamte Spektrum der Zahnmedizin 
und entscheiden selbst, ob und wie wir 
uns spezialisieren wollen. Eigentlich ist das 
ein Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit, 
der nur deshalb nicht verfassungswidrig 
ist, weil ich zumindest privat weiterhin 
KFO-Leistungen anbieten darf. Man sieht 
aber auch, welche Macht das Bundesge-
sundheitsministerium mittlerweile hat. Das 
liegt auch daran, dass man die zahnärzt-
liche Selbstverwaltung jahrzehntelang ge-
schwächt hat. Wir können zwar gegen das 
Gesetz protestieren und vor den Folgen 
warnen, umsetzen müssen wir es trotzdem. 

BZB: Welche Folgen befürchten Sie für 
die kieferorthopädische Versorgung?
Schott: Das kommt auf die Region an. In 
den ostdeutschen Bundesländern leisten 

„Dieses Gesetz untergräbt 
das Vertrauen in den Staat“
KZVB kritisiert Warkens Gesundheitsreform 

Am 29. April hat das Bundeskabinett das GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) ver-
abschiedet, mit dem 2027 rund 20 Milliarden Euro 
eingespart werden sollen. Davon betroffen sind 
auch die Zahnärzte. Wir sprachen mit dem Vorstand 
der KZVB, was auf die Praxen zukommt.

© MDTOUFICKAHAMAD – stock.adobe.com

politik KZVB

6 BZB Mai 2026



Nichtfachzahnärzte einen viel höheren Beitrag zur KFO-
Versorgung als im Bundesdurchschnitt. Nach unseren Be-
rechnungen wird der Versorgungsgrad in Bayern trotz des 
Fachzahnarztvorbehaltes bei über 100 Prozent liegen.

BZB: Der Sicherstellungsauftrag liegt aber weiterhin 
bei der KZVB …
Teichmann: Und den werden wir auch erfüllen! Ich bin 
selbst Kieferorthopädin und stehe im ständigen Austausch 
mit meinen Kolleginnen und Kollegen. Wir Fachzahnärzte 
sind uns der Verp� ichtung, die wir jetzt haben, bewusst. 
Wer die Voraussetzungen für eine Behandlung im Rahmen 
des Sachleistungsprinzips erfüllt, wird auch behandelt. Die 
Entfernungen zur nächsten Praxis werden zwar in einigen 
Regionen größer werden, aber kieferorthopädische Behand-
lungen sind in der Regel planbar. 

BZB: Im Gesetz sind auch Änderungen für die Fach-
zahnärzte enthalten … 
Teichmann: Und die sehe ich mit großer Sorge. Der Gemein-
same Bundesausschuss (G-BA) wird verp� ichtet, bis Ende 2027 
die Richtlinien zu überprüfen. Die Einzelleistungsvergütung 
soll durch Pauschalen ersetzt werden, die Anspruchskrite-
rien sollen verschärft werden. Die FinanzKommission hatte 
ja kritisiert, dass in Deutschland mehr Kieferorthopädie 
gemacht wird als in anderen europäischen Ländern. Das 
stimmt und das sieht man auch. In unseren Nachbarländern 
erkennt man am Gebiss, aus welchen sozialen Verhältnis-
sen jemand kommt. Wenn die Politik das will, soll sie das 
bitte aber auch deutlich sagen. Unserem Fachgebiet die Evi-
denzbasierung abzusprechen, ist nicht nur ehrrührig, das ist 
schlichtweg falsch. Alle seriösen Studien kommen zu dem 
Ergebnis, dass unbehandelte Zahnfehlstellungen lebenslang 
negative Auswirkungen auf die Mundgesundheit haben. 
Die soziale Teilhabe habe ich im Gespräch mit dem Vorsit-
zenden der FinanzKommission thematisiert, aber das hat ihn 
nicht interessiert. Es ging der Kommission ausschließlich 
ums Geld, und das ist beschämend.

BZB: Die Absenkung der Festzuschüsse für Zahnersatz 
dürfte Sie weniger ärgern. Die Praxen können das 
durch höhere Eigenanteile ausgleichen … 
Schott: Vorausgesetzt, der Patient kann sich das leisten! 
Aktuell haben rund 20 Millionen Deutsche eine Zahn-
zusatzversicherung. Wir haben aber über 80 Millionen Ein-
wohner. Gerade Versicherte, die als Besserverdiener relativ 
hohe Beiträge zahlen, sind überrascht, wie wenig sie für 
ihren Zahnersatz von der Kasse bekommen. Und die Regel-
versorgung will heute fast keiner mehr. Manchmal braucht 
es schon lange Gespräche, um den Patienten zu erklären, 
wie der Eigenanteil zustande kommt. Bemerkenswert ist, 
dass sich bei der Härtefallregelung nichts ändert. Konkret 
heißt das: Wer jeden Tag zur Arbeit geht und Beiträge zahlt, 
bekommt weniger. Bürgergeldempfänger haben weiterhin 
Anspruch auf 100 Prozent der Regelversorgung. Es dürfte 
klar sein, welche Partei von solchen Entscheidungen pro� -
tiert.
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Teichmann: Man sieht an diesem Beispiel 
auch, dass man der Politik nicht trauen 
darf. Was Jens Spahn mit viel Trara ein-
geführt hat, wird nur sieben Jahre später 
wieder kassiert. Das Gleiche haben wir ja 
bei der PAR-Behandlungsstrecke erlebt. 
Erst hieß es, sie sei nicht budgetiert. Und 
heute kann fast keine Praxis neue PAR-
Behandlungen beginnen, weil sie Honorar-
kürzungen befürchten muss. 

BZB: Die FinanzKommission hatte drin-
gend empfohlen, versicherungsfremde 
Leistungen wie die Gesundheitskos-
ten von Bürgergeldempfängern kom-
plett über Steuern zu � nanzieren. Das 
wird aber vermutlich am Widerstand 
des Bundes� nanzministers scheitern. 
Was meinen Sie dazu?
Teichmann: Für mich ist das ein Skandal! 
Den Krankenkassen gehen dadurch rund 
12 Milliarden Euro verloren. Zum Vergleich: 
Die gesamte Zahnmedizin kostet die GKV 
rund 18 Milliarden. Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber subventionieren mit ihren 
GKV-Beiträgen also weiterhin die medi-
zinische Versorgung von Transferemp-
fängern. Gleichzeitig bekommen sie selbst 
immer weniger Leistungen. Das unter-
gräbt das Vertrauen in den Staat. Mit 
Gerechtigkeit hat das alles nichts mehr 

zu tun. Weil Herr Klingbeil die GKV-
Beiträge der Bürgergeldempfänger nicht 
bezahlen kann oder will, holt man sich 
die fehlenden Milliarden einfach bei den 
Leistungserbringern. Die angekündigten 
Erhöhungen sind nicht mehr als ein Trop-
fen auf den heißen Stein und eine Mo-
gelpackung, weil gleichzeitig der Steuer-
zuschuss gesenkt werden soll.

BZB: Geld holt sich der Staat auch bei 
den Körperschaften der Selbstverwal-
tung. Die Gehälter der Führungskräfte 
in den Kassenärztlichen und Kassen-
zahnärztlichen Vereinigungen sollen 
für sechs Jahre eingefroren werden.
Kober: Das ist eine der absurdesten Maß-
nahmen in diesem Gesetz. Zum einen 
halte ich das für eine völlig inakzeptable 
Einmischung in innere Angelegenheiten 
der Selbstverwaltung. Zum anderen bringt 
das der GKV exakt null Euro. Der Haushalt 
der KZVB wird von den bayerischen Ver-
tragszahnärzten � nanziert. Sie haben für 
ihre Honorare hart gearbeitet und treten 
etwa ein Prozent an uns ab. Wenn wir 
bei den Gehältern sparen, sinkt vielleicht 
der Verwaltungskostenbeitrag, aber da-
von haben die Kassen nichts. Und es wird 
schwieriger, geeignete Fachkräfte zu � n-
den. Ich glaube deshalb, dass dahinter 

eine ganz andere Intention steckt: Man 
will die Selbstverwaltung schwächen, weil 
sie hin und wieder unangenehm ist.

BZB: Können Sie einem jungen Kolle-
gen, der bislang angestellt ist, ange-
sichts dieses Gesetzes noch raten, sich 
niederzulassen?
Schott: Ja! Hauptleidtragende dieses Ge-
setzes sind nämlich nicht die Zahnärzte, 
sondern die Patienten. Unsere Antwort 
auf die Sparmaßnahmen ist eine sehr 
einfache: Mehr GOZ, weniger BEMA! Da 
die Zahl der Praxen durch dieses Gesetz 
weiter sinken wird, können die verblei-
benden Praxen ihre Patienten- und Um-
satzzahlen erhöhen. Das setzt allerdings 
eine gute Organisation, unternehmeri-
sches Denken und ef� ziente Abläufe vo-
raus. Das Know-how für die erfolgreiche 
Praxisgründung und -führung bekom-
men sie bei Veranstaltungen wie dem 
Start-up-Tag der KZVB, dem Zahnärzte-
unternehmertag oder bei unseren Nieder-
lassungsseminaren.

BZB: Vielen Dank für das Gespräch!

Die Fragen stellte Leo Hofmeier.
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Bei einer Veranstaltung der DAK betonte der Vorstand auch gegenüber dem DAK-Vorstandsvorsitzenden Andreas Storm (2.v.r.), dass die Zahn-

medizin nicht zu den Kostentreibern im deutschen Gesundheitswesen zählt.
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